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Gewidmet allen Verteidiger:innen unserer Demokratie –

und jenen, die es werden wollen.

Es lohnt sich.
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„Ich hab‘ den Eindruck, dass das, was die ganze Welt

Bislang in ihrem Innersten zusammenhält

Wenn wir nicht aufpassen, auseinander fällt

Wie bei einem Erdbeben

Selbst das, was man bisher für gegeben hält

Weswegen sich mir immer mehr die Frage stellt:

In was für einem Land auf dieser Welt

Will ich eigentlich leben?“

(aus: Bodo Wartke: Das Land, in dem ich leben will)


VORWORT

Warum gibt es dieses Buch?

Ich bin der festen Überzeugung, dass wir alle miteinander an einem wichtigen, schicksalhaften Punkt stehen. Dass wir gezwungen sind, zu entscheiden, wohin uns der gemeinsame Weg in Zukunft führen soll. Oder konkret: Wie es mit der Demokratie in Deutschland weitergehen soll.

Wenn wir aus dem hektischen Alltagsgeschäft einen Schritt zurücktreten und dabei den Blick zurück auf vergangene Jahre und Jahrzehnte werfen, wird deutlich, dass sich die Gesellschaft, ihre Zusammensetzung, Werte und Grundfunktionen grundlegend verändert haben. Und dass sich dieser Prozess in einer zunehmenden Geschwindigkeit fortsetzt.

Ich selbst beobachte dies seit Jahren aus zwei verschiedenen Perspektiven: Zum einen in der Ausübung meines Berufes als Bezirksgeschäftsführer einer der großen Volksparteien, zum anderen als freiberuflicher Dozent in der politischen Jugend- und Erwachsenenbildung. Beide Tätigkeiten erfordern, dass man kontinuierlich „am Ball“ bleibt und (nicht nur) über das politische Geschehen informiert ist. Und: In beiden Funktionen habe ich mit den unterschiedlichsten Menschen zu tun.

Im Gespräch mit vielen unserer Mitglieder und Funktionär:-innen – aber auch im Kontakt mit zahlreichen Nichtmitgliedern, welche sich an meine Geschäftsstelle wenden oder denen man bei diversen Parteiveranstaltungen begegnet, spüre ich diese Veränderungen, das geänderte Timbre in der Art wie Diskussionen heute geführt werden. Wenn es überhaupt noch zu sachlichen Diskursen kommt. Noch auffälliger ist dies im Rahmen der Erwachsenenbildung. Auch hier hat sich seit März 2004, als ich das erste Mal als Dozent im Einsatz gewesen bin, etwas spürbar verändert. Es ist eine Art „gesellschaftlicher Klimawandel“ – der mich beunruhigt. Vielleicht geht es Ihnen in Ihrem Alltag an der einen oder anderen Stelle ähnlich.

Fast mag einem schwindelig werden, wenn man sieht, wie schnell Dinge, die gestern als konstant, gar unveränderlich, galten, heute in Frage gestellt werden. Wenn man spürt, dass die Wahrheiten von heute, schon morgen wieder falsch sein können oder ihre Geltung verlieren. Die Gesellschaft sieht sich, wir sehen uns, dabei ständig neuen, sich wandelnden Herausforderungen gegenüber. Gleichzeitig verlieren wir an (zu) vielen Stellen unsere Konstanten.

Selbst beim Schreiben dieses Buches hat sich vieles durch die unerwartet aufgetretene Covid-19-Pandemie verändert. Plötzlich stehen Gesellschaft, Politik und Wirtschaft vor völlig neuen, bisher unbekannten Aufgaben. Und das im Grunde genommen weltweit.

Gehen Sie gedanklich nur einmal fünf Jahre zurück. Was hätten Sie damals gesagt, wenn man Ihnen prophezeite, welchen Schaden ein twitternder US-Präsident auf dem internationalen Parkett anrichten kann? Ein Präsident, der schließlich völlig außer Kontrolle geraten ist, weil er seine Wahlniederlage bis zuletzt nicht anerkennen wollte. Und dessen Verhalten über das Ende seiner Amtszeit hinaus wirkt. Dass man als Zaungast ein immer skurriler werdendes Theater um den Brexit hat betrachten müssen, zumindest dessen mittel- und langfristige Folgen bis dato nicht abzusehen sind? Dass sich eine zunehmende Anzahl von Staaten versucht, verstärkt abzuschotten und ihre Grenzen zu schließen? Dass wir uns fast schon daran gewöhnt haben, dass Menschen im Mittelmeer ertrinken? Oder dass Kinder im Flüchtlingslager von Moria von Ratten angenagt werden? Dass Ärzt:innen mitten in Europa gezwungen sind, zu entscheiden, wer den letzten Beatmungsplatz erhält?

Vermutlich hätten Sie das vor fünf Jahren alles in dieser Form nicht für möglich gehalten. Ich auch nicht. Und doch erlebten bzw. erleben wir es, mehr oder weniger bewusst, Tag für Tag. Oder denken Sie an den fortschreitenden Klimawandel. Den gab es natürlich auch schon vor fünf Jahren. Angesichts zunehmend spürbarer Auswirkungen, wie beispielsweise einer signifikant gestiegenen Anzahl an Extremwetterereignissen mit Hagel und zum Teil verheerenden Überschwemmungen auf der einen Seite, zunehmenden Trockenperioden und tatsächlich auch Wassermangel auf der anderen, ist er doch stärker in das öffentliche Bewusstsein und auf die politische Agenda geraten.

Diese Veränderungen verunsichern uns. Sie sind Anlass zur Sorge, sie erzeugen schlicht Angst. Und über Ängste spricht man nicht gerne, machen sie uns doch verwundbar. Oder wir haben die zusätzliche Befürchtung, dass sie von anderen als Schwäche ausgelegt werden könnten. In einer Leistungsgesellschaft ein No-Go. Umso mehr sehnen wir uns nach simplen Antworten, in einer in unseren Augen immer komplexer werdenden, zumindest aber scheinenden, Welt. Zu gern wollen wir denjenigen glauben, welche uns einfache Lösungen anbieten und ebenso kritisch stehen wir gleichzeitig jenen gegenüber, die Verantwortung tragen und scheinbar nicht befähigt bzw. in der Lage sind, diese Probleme zu lösen.

Dabei übersehen wir die Gefahr oder nehmen sie billigend in Kauf, dass wir mit unserem Verhalten selbst maßgeblich dazu beitragen, dass bisher vorhandene Grundwerte zur Disposition gestellt werden. Dass bewährte gesellschaftliche Übereinkünfte an Tragkraft verlieren und im schlimmsten Fall die bestehende Gesellschaftsordnung, unsere Demokratie an sich, in Gefahr gerät. All dies mit nicht abschätzbaren Folgen. Wenn wir nicht Acht geben, sind wir es am Ende selbst, die die letzten Konstanten aufgeben oder gar zerstören.

Mit meinem Buch möchte ich auf grundlegende Veränderungen im „politischen Betrieb“ und unserer Gesellschaft eingehen und darstellen, was dies für die Entscheidungsträger:innen bedeutet. Und wie es sich auf die Art und Weise auswirkt, wie Politik „gemacht“ wird. Warum dies zu Verdrossenheit führen kann und welche Gefahren daraus erwachsen können – vor allem dann, wenn Populist:innen diese für sich zu nutzen verstehen.

Dabei versuche ich, den Mittelweg zu finden zwischen Information und Verständlichkeit. Vor allem habe ich die Absicht, Sie dazu zu animieren, kritisch zu sein, abzuwägen, zu hinterfragen und nachzudenken. Dabei lade ich Sie gerne ein, für sich selbst an der einen oder anderen Stelle des Scheidewegs eine Entscheidung zu treffen, wohin die Reise für unsere Demokratie gehen soll.

Vielleicht werde ich Sie mit manchen Aussagen stellenweise provozieren. Am Ende ist das sogar meine Absicht. Gerne dürfen Sie beim Lesen zu abweichenden Ergebnissen und Einschätzungen kommen. Möglicherweise sollen oder müssen Sie das sogar. Denn: Davon können wir nur profitieren. Die Demokratie gewinnt, wenn man das Abwägen unterschiedlicher Meinungen und Argumente zulässt. Und wenn wir bereit sind, uns auf Kompromisse einzulassen.
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VIELE SIND POLITIKVERDROSSEN –

ABER WARUM?

Wenn man sich ein wenig intensiver mit dem politischen Geschehen (nicht nur) in unserem Land beschäftigt, kommt man um einen Begriff nicht herum. Fast zwangsläufig wird er zum Thema und scheint über allem zu schweben: Politikverdrossenheit.

Er ist ein Schlagwort, mit dem man gerne einmal die zum Teil konstant niedrigen Wahlbeteiligungen zu entschuldigen oder zu erklären versucht. Ein Begriff, der es Anfang der 90er-Jahre sogar zum „Wort des Jahres“ geschafft hat – eingerahmt von „Besserwessi“ 1991 und „Sozialabbau“ zwei Jahre später.

Betrachtet man die Wahlbeteiligung bei den Bundestagswahlen in Deutschland, so stellt man fest, dass die letzten vier Wahlen – also die in den Jahren 2004, 2009, 2013 und 2017 – diejenigen mit der historisch schlechtesten Beteiligung gewesen sind. Bei der Wahl 2009 begaben sich gerade einmal 70,8 Prozent der Wahlberechtigten an die Urne – oder andersherum: Von zehn Wähler:innen sind drei zu Hause geblieben.

Mit Wehmut und einem leicht tränenden Auge mögen sich die älteren Leser:innen jetzt an die Wahl 1972 zum siebten Deutschen Bundestag mit einer Wahlbeteiligung von sage und schreibe 91,1 Prozent erinnern. Damals, als die CDU „Black is beautiful“ plakatierte (was man heute vermutlich so nicht mehr machen würde) und die SPD mit ihrer „Willy wählen“-Kampagne ein, aus heutiger Sicht unglaubliches, Ergebnis von 45,8 Prozent eingefahren hat. Willy Brandt wurde als Kanzler wieder gewählt, bevor er zwei Jahre später wegen der Guillaume-Affäre zurücktreten musste.

Heute kann man von solchen Werten oft nur träumen: Bei Landtagswahlen liegt die Beteiligung regelmäßig um die sechzig Prozent. Den Negativrekord hält hier Sachsen-Anhalt, wo 2006 mit 44,4 Prozent nicht einmal die Hälfte der Wahlberechtigten den Weg zur Urne gefunden hat – oder finden wollte.

Sind die Menschen in unserem Land zunehmend unpolitisch? Ist tatsächlich ein wachsender Anteil der Bevölkerung politikverdrossen? Wie passen dann beispielsweise die vor der Covid-19-Pandemie so präsente Fridays-for-future-Bewegung in dieses Bild? Oder PEGIDA in Dresden, wo sich im Januar 2015 nach offiziellen Angaben wöchentlich bis zu 25.000 Menschen versammelt haben? Warum sind die Wahlbeteiligungen zuletzt wieder gestiegen – sogar bei der eher unpopulären Wahl zum Europäischen Parlament 2019? Sind die Bürger:innen doch nicht so uninteressiert am politischen Geschehen? Sind die Menschen am Ende einfach „nur unzufrieden“ mit den Parteien und ihren Akteur:innen – oder „mütend“ (der Neologismus für die Mischung aus müde und wütend)?

Manche sprechen in diesem Kontext ja ohnehin lieber von einer Politiker:innenverdrossenheit. Doch worauf gründet diese? Was bedeutet das in der Konsequenz für die Handelnden, die Parteien – und letzten Endes für das demokratische System, wie wir es kennen? Vielleicht lohnt es sich, dieses Phänomen ein wenig genauer zu betrachten.

Was ist mit Politikverdrossenheit gemeint?

Der DUDEN definiert Politikverdrossenheit als eine „durch politische Skandale, zweifelhafte Vorkommnisse o.Ä. hervorgerufene Verdrossenheit gegenüber Politik“.

Jedem von uns fällt mit Sicherheit sofort eine Vielzahl von Skandalen und Affären ein: Fälle von Korruption, Selbstbereicherung, Vorteilsnahme im Amt, unredlichem oder moralisch verwerflichem Verhalten, und so weiter. Im Kleinen wie im Großen. Auf kommunaler Ebene genauso, wie in der Bundespolitik. Historische wie aktuelle. Man mag an die Barschelaffäre in den 80er-Jahren denken, an die Flugmeilenaffäre um Cem Özdemir (Grüne) und Gregor Gysi (damals PDS), an die Dienstwagenaffäre von Ulla Schmidt (SPD). An die Affäre um den Hauskauf des ehemaligen Bundespräsidenten Christian Wulff (CDU). Oder zuletzt an die sechsstelligen Provisionen für die Vermittlung von Maskenkäufen durch diverse Unionspolitiker.

Quer durch alle Parteien, egal ob Staatsoberhaupt oder Hinterbänkler:in wird man immer wieder auf Handlungen stoßen, welche für Empörung sorgen. Dabei geht es in allererster Linie nicht einmal um die rechtliche Beurteilung des Geschehenen, sondern vielmehr um das moralische Empfinden der Bevölkerung. Doch sind diese Skandale die alleinige Antwort?

Allgemein versteht man unter Politikverdrossenheit eine negative Einstellung der Bürger:innen gegenüber der Politik. Ihre Haltung ist dabei geprägt von Ablehnung und Misstrauen, aber auch von Unzufriedenheit und Interesselosigkeit. Die Gründe hierfür könnten unterschiedlicher nicht sein. Sie haben oft subjektiven Charakter, basieren nicht selten auf schlechten Erfahrungen oder Wahrnehmungen einzelner Personen. Dies äußert sich am deutlichsten in der Wahlenthaltung.


Wie Politikverdrossenheit entsteht... – vom Platzen bunter Luftballons

Ein Aspekt, der in diesem Zusammenhang immer wieder genannt wird, sind gebrochene Wahlversprechen. Die Menschen haben das Gefühl, dass ihnen vor der Wahl alles Mögliche versprochen wird. Bildlich gesprochen wird einem, wie einem Kind auf dem Jahrmarkt, eine bunte Sammlung an Luftballons angeboten. Ist die Wahl vorbei, fangen die einzelnen Ballons dann regelmäßig an, nach und nach zu zerplatzen. Tränen und Enttäuschung bei den Kindern sind da vorprogrammiert. Das ist bei den Wähler:innen ähnlich.

Man möchte die angepriesenen Versprechen gerne glauben, lässt sich vielleicht sogar bei der Wahlentscheidung davon beeinflussen. Und bleibt dann enttäuscht zurück, wenn nach der Wahl nicht das Erhoffte oder Versprochene geschieht. Nun könnte man meinen, dass die Politiker:innen ja selbst schuld seien. Es zwinge sie ja keiner, diese schönen, bunten Ballons aufzublasen.

So simpel ist es vermutlich nicht. Leider zeigt sich in der Realität immer wieder, dass die Wähler:innen eine schonungslose Offenheit oder Ehrlichkeit vor der Wahl tendenziell nicht goutieren. Denken wir nur einmal zurück an die vorgezogene Bundestagswahl 2005. Damals hatte Bundeskanzler Gerhard Schröder eine von ihm gestellte, rechtlich umstrittene, Vertrauensfrage im Bundestag verloren und Bundespräsident Horst Köhler im Anschluss, ebenfalls rechtlich umstritten, das Parlament aufgelöst und damit den Weg für Neuwahlen freigemacht. Angela Merkel ging als Herausforderin mit der Ankündigung in den Wahlkampf, im Falle eines Wahlsieges die Mehrwertsteuer von sechzehn auf achtzehn Prozent anzuheben. Für die Sozialdemokrat:innen ein echtes Geschenk. So trommelte die SPD umgehend und lautstark mit der Kampagne „Merkelsteuer, das wird teuer!“ gegen dieses Vorhaben. Das Ergebnis ist bekannt: Zwar hatte die Union die Bundestagswahl mit 35,2 Prozent gewonnen. Es reichte jedoch nicht für die von Merkel favorisierte Koalition aus CDU/CSU und FDP, welche zusammen auf nur 45 Prozent der Stimmen kamen.

Die Demoskop:innen waren sich weitestgehend einig: Die Ankündigung der Steuererhöhung, so ehrlich sie gewesen sein mag, hat das entscheidende Maß an Zustimmung für die damals gewünschte schwarz-gelbe Koalition gekostet.

Am Ende stand die erste „GroKo“ – und die Mehrwertsteuer wurde statt um zwei gar um drei Prozentpunkte angehoben. Es braucht nicht das Genie eines Adam Ries, um zu erkennen, dass der Mittelwert aus zwei und null schlecht drei sein kann. Vor allem der SPD wurde in der Folge Wortbruch vorgeworfen. Doch wie kam dieses Ergebnis zustande?

In den Koalitionsverhandlungen bestand die SPD auf der Einführung eines Zuschlags bei der Einkommenssteuer für Besserverdienende. Sie lehnte zudem die von der Union geforderte Aufweichung bzw. de facto Abschaffung des Kündigungsschutzes in den ersten 24 Monaten eines Beschäftigungsverhältnisses kategorisch ab. Ebenso die völlige Streichung der steuerfreien Sonn-, Feiertags- und Nachtzuschläge. In all diesen Punkten konnte sich die SPD weitestgehend durchsetzen. Auch die von der Union geforderte Kopfpauschale in der Krankenversicherung, wonach ein:e Manager:in und seine/ihre Reinigungskraft denselben Beitrag gezahlt hätten, wurde verhindert. Im Gegenzug stimmte die Partei der Erhöhung der Mehrwertsteuer um dann drei Prozentpunkte zu.

Dies mag aus Sicht der Sozialdemokrat:innen zum damaligen Zeitpunkt vernünftig gewesen sein, konnten so doch die Rechte ihrer Klientel, zigtausender Arbeitnehmer:innen und Schichtarbeiter:innen verteidigt werden. Ihrer Glaubwürdigkeit in der öffentlichen Wahrnehmung gab dies nach der Agenda-Politik Schröders (ungeachtet wie man inhaltlich zu ihr stehen und sie bewerten mag) nahezu den Rest. Zu groß war die Diskrepanz zwischen der vollmundigen Wahlkampagne und dem Regierungshandeln danach – aus welchen Gründen auch immer dies sinnvoll gewesen sein mag. Das hängt der Partei zum Teil bis heute nach.

Was sagt uns das? „Politische Mathematik“ folgt ihren eigenen, manchmal wenig mathematischen Regeln. Am Ende, nach einer Wahl, steht zumeist der Kompromiss. In der Geschichte der Bundesrepublik gab es nur 1960 bis 1961 eine Alleinregierung von CDU und CSU. In allen anderen Phasen bestand die Bundesregierung aus Koalitionen. Das macht das Wesen der Demokratie aus: Sie lebt letzten Endes vom Ausgleich der unterschiedlichen Interessen. Das bedeutet in der Konsequenz, dass die Umsetzung der „reinen Lehre“, also eins zu eins dessen, was vor der Wahl versprochen worden ist, nur in den wenigsten Fällen möglich sein dürfte.

Die Erfahrungen zeigen, dass die Menschen dennoch dazu neigen, ihr Kreuz beim größten und schönsten Luftballon zu machen. Sie wollen glauben, dass es funktioniert, dass es ihnen am Ende besser geht und das Portemonnaie im Zweifelsfall stärker gefüllt ist. Da nehme ich mich selbst gar nicht aus. Die Ankündigung von Unangenehmem, von Belastungen oder gar Kürzungen, wird hingegen von den Wähler:innen tendenziell bestraft.

In diesem Spannungsfeld bewegt sich jede:r Wahlkämpfer:-in. Einerseits wünschen sich die Bürger:innen (mehr) Ehrlichkeit, auf der anderen Seite wird diese bei negativen Ankündigungen bei der Wahlentscheidung nicht oder nur selten honoriert.

Umgekehrt ist es aus der Sicht der Wähler:innen. Sie wollen an sich keine unangenehmen Wahrheiten hören, zeigen sich dann aber oft enttäuscht, wenn Politiker:innen, diese vor der Wahl verschweigen oder sie erst nach erfolgter und gewonnener Wahl ans Licht bzw. zum Tragen kommen (Ausnahmen bestätigen in beiden Lagern die Regel).

Am Ende nähren nicht eingehaltene Zusagen, Enttäuschungen und nicht erfüllte Erwartungen den Verdruss gegenüber den Parteien. Und ihren Akteur:innen.

Ein anderes Beispiel gebrochener Versprechen, ist für viele retrospektiv die Deutsche Einheit. Diese war eine historisch vermutlich einmalige Chance, in der praktischen Umsetzung und Durchführung allerdings eher eine feindliche Übernahme der „neuen“ Bundesländer durch die Bundesrepublik.

Sicher, vieles war marode, die Volkswirtschaft weitestgehend am Ende. Der abschließende Verkauf des „Tafelsilbers“ durch die Treuhand, hat den wenigen Unternehmen, welche auf dem freien Markt eine Chance gehabt hätten, den ohnehin schon dünnen Boden unter den Füßen weggezogen. Viele westdeutsche Firmen und Konzerne haben günstig mögliche Konkurrenten, Vertriebswege und neue Absatzmärkte und Kundenstämme aufgekauft. Oder mit Dependancen in den ostdeutschen Ländern Subventionen abgeschöpft. Als diese allmählich versiegten, wurden unzählige Betriebe „abgewickelt“. Zu viele Menschen standen auf der Straße und es entstanden „blühende Landschaften“ an den Orten, wo sie vorher in Lohn und Brot gestanden hatten. Viele Tausende Betroffene, die in der Folge arbeitssuchend zurückblieben, hatten sich das Versprechen Kohls in der Erfüllung anders vorgestellt. Dieser hatte eben diese „blühenden Landschaften“ als Metapher für den neu entstehenden Wohlstand und neues wirtschaftliches Wachstum verwandt.

Kritische, mahnende Stimmen, die wie Oskar Lafontaine anmerkten, dass die Deutsche Einheit nicht aus der Portokasse zu finanzieren sei, wurden damals schnell als Gegner:innen der Wiedervereinigung gebrandmarkt und stigmatisiert.

Man wollte sie schlicht nicht hören, passten sie doch nicht in den Kanon der allgemeinen Hochstimmung.

Mit großer Wahrscheinlichkeit wäre Helmut Kohl als „Kanzler der Einheit“ selbst dann populär geblieben, wenn er zu den Menschen gesagt hätte: „Liebe Landsleute, wir stehen vor der einmaligen Chance, die deutsche Teilung zu überwinden – aber sie wird uns so manche Anstrengung abverlangen und auch über Jahre hinweg eine große Summe Geld und auch persönliche Belastungen kosten.“ Er hat dies nicht getan. Das Risiko erschien ihm vermutlich zu groß. In der Folge ist für Unzählige ein fader Beigeschmack entstanden.

Hinzu kommt stellenweise eine gewisse Vergesslichkeit. Mein Eindruck ist, dass sich viele Menschen in den neuen Bundesländern nicht mehr daran erinnern wollen bzw. können, aus welchen Gründen sie 1989 zu Hunderttausenden auf die Straßen gegangen sind. Warum sie „Wir sind das Volk!“ skandiert und dafür sogar ihre Gesundheit und ihre Freiheit riskiert haben. Und damit beziehe ich mich nicht auf die Jüngeren, die es gar nicht mehr aus eigenem Erleben wissen können.

Mit zunehmender zeitlicher Distanz verblassen die damaligen Missstände. Sie geraten schlicht in Vergessenheit. Die Einschränkungen der Meinungs-, Presse- und Reisefreiheit sind lange vorbei, die Überwachung und Bespitzelung durch die Staatssicherheit ebenso (Und nein, die Maßnahmen der Stasi lassen sich nicht mit der aktuellen Corona-Politik vergleichen!).

Man erinnert sich heute gerne an den Zusammenhalt, das gute Miteinander, die Vollbeschäftigung, die organisierte Kinderbetreuung und die vielen sozialen Errungenschaften (bei denen die DDR uns in einigen Punkten tatsächlich bis heute voraus gewesen ist). Es folgt oftmals eine Verklärung der DDR bis hin zu einer regelrechten „Ostalgie“.

Umso gravierender erscheinen dann im Kontrast die herrschenden Probleme des bundesrepublikanischen Alltags. Und desto schneller wächst bei vielen die Unzufriedenheit.

Warum Politik die Menschen „mitnehmen“ sollte

Nicht nur angesichts solcher Erfahrungen (natürlich gibt es hier zahllose andere mehr), steht eine wachsende Anzahl an Bürger:innen den Aussagen von Politiker:innen zurückhaltend und misstrauisch gegenüber. Vielleicht ist das ebenfalls ein Grund, warum Vielen in unserem Land das „Wir schaffen das“ von Kanzlerin Angela Merkel im Zusammenhang mit der sogenannten Flüchtlingskrise 2015/2016 zu wenig gewesen ist. Bestimmt hätten sie gerne gewusst, wie die Kanzlerin das zu schaffen gedenkt. Sie hätten konkret wissen wollen, welche Belastungen damit verbunden und wo sie am Ende selbst davon betroffen sein werden.

Kurz: Die Menschen wollten „mitgenommen“ werden. Gleiches gilt in der Corona-Krise 2020.

Ich denke, dass die Bürger:innen in unserem Land grundsätzlich bereit und Willens sind, vieles mitzutragen und zu akzeptieren, wenn man ihnen erklärt, welchem Zweck oder Ziel das Ganze dient. Die aktuelle Covid-19-Pandemie zeigt dies eindrücklich. Hier wurden und werden gar Freiheitsrechte im Kampf gegen das Virus beschnitten. Aber es gab, zumindest bis Juni 2020, eine extrem hohe Akzeptanz in der Bevölkerung. Dazu hat neben den Bildern, die uns aus Norditalien und dem Elsass erreicht haben, mit Sicherheit die Transparenz der handelnden politischen Akteur:innen beigetragen. Täglich standen die Landesväter und -mütter vor den Kameras und erklärten ihrer Bevölkerung, warum bestimmte Einschränkungen erforderlich sind, warum manche der Maßnahmen aufrecht erhalten werden mussten, andere gelockert werden konnten. Das machte das Handeln für die betroffenen Bürger:innen nachvollziehbar. Und so sollte es im Grunde genommen Standard sein.

Umgekehrt wurde bei dem praktizierten Flickenteppich im Zusammenhang mit den Lockerungen der zuvor beschlossenen Maßnahmen, und noch mehr während des „Lockdown light“ und der erneuten Verschärfung vor dem Weihnachtsfest 2020 und zum Jahresbeginn 2021, diese Akzeptanz zunehmend beschädigt. Für viele Menschen war und ist eben nicht mehr logisch verständlich, warum man in einem Bundesland wieder Einkaufen oder ins Lokal gehen konnte, im benachbarten jedoch nur in Läden mit einer bestimmten Größe, in einem dritten hingegen gar nicht. Mit dem „Ausfransen“ der Maßnahmen sank proportional die Bereitschaft der Bevölkerung, darin einen Sinn zu erkennen und die getroffenen Entscheidungen mitzutragen. Es ist für die Akzeptanz von Politik von größter Bedeutung, dass man die Bürger:innen angesichts bestehender Herausforderungen nicht rat- oder orientierungslos zurücklässt.

Betrachtet man die politischen Diskussionen und Entscheidungen der letzten Jahre, so stellt man ernüchtert fest, dass das Erklären des eigenen Handelns, das „Mitnehmen“ der Bevölkerung, eher zur Ausnahme denn zur Regel geworden ist. Dies mag zum Teil daran liegen, dass wir uns seit 2005 bereits in der dritten Großen Koalition befinden und sich dadurch bestimmte Gepflogenheiten eingeschlichen haben.

Kanzlerin Merkel, von US-Botschaftern einmal mit dem Spitznamen „Teflon“ versehen, „meidet das Risiko und ist selten kreativ“. So übermittelte es die amerikanische Botschaft in Berlin nach Washington. Sie hat sich – für Dritte erkennbar – für das bequeme Durchregieren ohne allzu große öffentliche Debatten entschieden. Immer mit dem Wissen, dass sie die Große Koalition hinter sich hat – wenngleich deren Mehrheit von Wahl zu Wahl an Substanz verlor.

Die Gefahr der vermeintlichen Alternativlosigkeit

Kamen Union und SPD 2005 zusammen auf 69,4 Prozent der Stimmen, waren es 2013 nur noch 67,2 Prozent. Bei der Bundestagswahl 2017 ist die GroKo auf 53,4 Prozent zusammengeschrumpft. Im Februar 2019 wurde gar getitelt: „Schock für Angela Merkel: GroKo erstmals ohne Mehrheit“. Nach den Maskendeals und bedingt durch das bis dahin konstant niedrige Umfrageniveau der SPD wäre die Koalition Anfang Mai 2021 auf gerade einmal 39 Prozent gekommen.

Bisher ließ es sich weitestgehend entspannt regieren. Natürlich gab es innerhalb der Regierung immer wieder harte Kämpfe und zähe Verhandlungen zwischen Union und SPD. Sei es um die Einführung der Grundrente, die Ausweitung des Kurzarbeitergeldes oder das Lobbyregistergesetz. Unbequeme Diskussionen mit der Opposition oder der breiten Öffentlichkeit wurden jedoch nicht selten dadurch verhindert, dass getroffene Entscheidungen zunächst mit dem Prädikat der Alternativlosigkeit versehen und dann mit großer Mehrheit beschlossen wurden.

Es ist beachtenswert, wenngleich nicht überraschend, dass es das Attribut „alternativlos“ unter Kanzlerin Merkel 2010 dann sogar zum „Unwort des Jahres“ geschafft hat. Insbesondere in den Zeiten, in welchen man mit einer breiten Mehrheit regieren kann, muss man den Menschen umso ausführlicher erklären, warum Entscheidungen so getroffen werden, wie man sie trifft. Je weniger Möglichkeiten die Opposition hat, das Regierungshandeln zu hinterfragen oder zu kritisieren, umso mehr muss die Regierung selbst proaktiv werden und die Menschen „an die Hand nehmen“.

Genau das ist meiner Meinung nach vielfach nicht (ausreichend) erfolgt. Ein Vorwurf, den sich der Koalitionspartner SPD ebenfalls gefallen lassen muss. Wer immer wieder betont, dass das eigene Handeln ohne Wahlmöglichkeit sei, braucht sich zudem nicht wundern, wenn es irgendwann Gruppierungen gibt, welche sich als genau diese fehlende Alternative präsentieren, egal, ob sie dieser Ankündigung dann letzten Endes gerecht werden.

Eine weitere Gefahr, welche das Mantra der Alternativlosigkeit in sich birgt, ist die Tatsache, dass viele Wahlberechtigte irgendwann zu glauben beginnen, dass wirklich keine Gegenentwürfe zum Regierungshandeln existieren. Manche reagieren fast schon ohnmächtig darauf. Sie haben das Gefühl, dass sie den oft zitierten Sachzwängen hilflos ausgesetzt sind oder machtlos gegenüber stehen. Weil vieles ohne Alternative zu sein scheint, hat der Gang zur Wahl in ihren Augen ohnehin keinen Einfluss auf das weitere Geschehen. Was kann man in einer solchen Situation schon mit einer Stimme bewirken? Eine gefährliche Lethargie verbreitet sich und beschleicht unser demokratisches System.

Ohnehin haben viele den Eindruck, dass sich die einzelnen Parteien kaum unterscheiden. Sie trauen den in den Wahlprogrammen formulierten und an den Infoständen und auf Plakaten wohlfeil propagierten Unterschieden, insbesondere zwischen CDU, CSU und SPD, nicht (mehr) – in der Erwartung, dass am Ende ohnehin nur wieder eine Neuauflage der Großen Koalition steht.

Es scheint fast schon ein wenig wie in der Komödie „Und täglich grüßt das Murmeltier!“ – Nur, dass Angela Merkel und Olaf Scholz in den Augen der meisten Wähler:innen nicht so unterhaltsam sein dürften, wie Bill Murray und Andie MacDowell.

Viele Menschen werden nicht mehr erreicht

Diese Gruppe der Verdrossenen reiht sich nahtlos neben einer anderen ein: Jenen, die ohnehin schon in ihrem Alltag das Gefühl haben, dass sie „nicht mehr dazugehören“. Oft sind es Menschen, gefangen in prekären Arbeitsverhältnissen, Beschäftigte im Niedriglohnsektor, Arbeitssuchende, ALG-II-Empfänger:innen, Rentner:innen (meist sind es Frauen), die unter Altersarmut leiden. Die einen Anspruch auf die Grundsicherung im Alter hätten, diesen aber aus Unwissenheit oder Scham nicht wahrnehmen. Sie alle sind aus ökonomischen Gründen unterschiedlich stark von der öffentlichen Teilhabe ausgeschlossen.

Wer sich selbst einen Kinobesuch oder den Abend mit Freund:innen in einer Kneipe nicht leisten kann, hat zwangsläufig den Eindruck, nicht dazuzugehören. Diese Menschen fühlen sich oftmals ausgegrenzt. Von den Entscheidungsträger:innen und der Gesellschaft alleingelassen. Nicht selten folgt die politische Deprivation, eben das Gefühl der Isolation und des Ausgeschlossenseins, einer wirtschaftlichen.

Und dann existiert eine Gruppe, die sich von einer elitären, häufig politisch links geprägten, Schicht abgehängt fühlt. Die politische Linke setzt sich für eine progressive Politik ein, die eine gleichberechtigte Teilhabe aller Menschen im Land zum Ziel hat: egal, ob es sich um Frauen handelt, Menschen mit Behinderungen, Menschen mit Migrationshintergrund oder um die LGBTQ-Community. Dies führt allerdings bei vielen Menschen zu dem Eindruck, dass bestimmte Parteien scheinbar nur noch „Politik für Minderheiten“, für die Anderen, betreiben würden. Am Ende fühlen sich diese Bürger:innen mit ihren persönlichen Problemen ebenfalls alleingelassen – auch wenn dies objektiv betrachtet nicht der Fall sein sollte.

All diese Menschen warten in vielen Fällen darauf, dass man ihnen zuhört, ein Angebot macht und sie da abholt, wo sie sich in ihrer Lebensrealität befinden. Sigmar Gabriel hatte ohne Zweifel Recht, als er auf dem SPD-Parteitag am 13. November 2009 in Dresden sagte:

„Wir dürfen uns nicht zurückziehen in die Vorstandsetagen, in die Sitzungsräume, unsere Politik wirkt manchmal aseptisch, klinisch rein, durchgestylt, synthetisch. Und das müssen wir ändern. Wir müssen raus ins Leben; da, wo es laut ist; da, wo es brodelt; da wo es manchmal riecht, gelegentlich auch stinkt. Wir müssen dahin, wo es anstrengend ist. Weil nur da, wo es anstrengend ist, da ist das Leben.“

Mal abgesehen davon, dass keiner da sein, geschweige denn leben möchte, wo es stinkt – nicht einmal zu Besuch –, ist das Problem dabei, dass diesen richtigen Aussagen die entsprechende, praktische Umsetzung allzu oft nicht gefolgt ist.

Lieber lässt man sich auf Parteitagen von der eigenen Anhänger:innenschaft bejubeln, als dass man sich in den sozialen Brennpunkten beim Klinkenputzen dem Unmut der Ungehörten aussetzt. (Das gilt im Übrigen parteiübergreifend.)

Der Graben wird größer – Kommunikation zwischen Beschimpfungen und Unverständnis

Problematisch wird es dann, wenn an die Stelle des Zuhörers und Kümmerers ein anderes Bild tritt: Zum Beispiel, wenn Gabriel nach den fremdenfeindlichen Ausschreitungen in Heidenau 2015, die rechtsgerichteten Straftäter als „Pack, das eingesperrt werden muss“ bezeichnet, dies medial in jedes Wohnzimmer getragen wird und der/die „besorgte Bürger:in“ mit „Wir sind das Pack!“-Rufen bei Demonstrationen reagiert. Dann hat man – je nach Perspektive und eigener Verortung – schnell den Eindruck, dass sich „die Politik“ gegen „das Volk“ stellt.

Es geht hierbei gar nicht um die Einordnung der rechtsextremistischen Straftäter:innen. Diese gehören zweifelsohne ermittelt, vor Gericht gestellt und im Falle eines Schuldspruchs bestraft. Sondern um die Wortwahl und die Wirkung, die damit in der Öffentlichkeit erzeugt wird – interessanterweise insbesondere bei den Menschen, welche es am wenigsten betrifft. Der allgemeine und mediale Shitstorm über die Ausdrucksweise eines Spitzenpolitikers verdrängte dann schon fast den eigentlichen Skandal: dass es in Deutschland wieder zunehmend zu Übergriffen auf Wohnheime für Asylbewerber:innen kommt.

Die Ereignisse von Rostock-Lichtenhagen waren plötzlich erschreckend präsent. Dort ereigneten sich im August 1992 mehrere Tage lang pogromartigen Ausschreitungen gegen eine Asylbewerber:innenunterkunft und ein Wohnheim für ehemalige vietnamesische Vertragsarbeiter:innen.

Mit dem Bekanntwerden, das Sigmar Gabriel vom Fleischriesen Tönnies im Rahmen eines Beratervertrages von März bis Mai 2020 monatlich zehntausend Euro brutto erhalten hat, dürfte seine Popularität vollends dahin gewesen sein. Der SPD hat dieser Umstand sicher geschadet. Die Nachricht überlagerte in den Medien stellenweise gar die tagesgleiche Meldung, dass die Grundrente beschlossen worden ist, welche für rund 1,3 Mio. Rentner:innen ab 2021 zum Teil deutliche Verbesserungen mit sich bringt – und das, ohne dass diese als Bittsteller:innen auf das Sozialamt gehen müssen. Damit hatte die SPD eine Kernforderung gegenüber der Union durchgesetzt, für welche sie seit Jahren hart gekämpft hatte. In den Köpfen blieb stattdessen vermutlich Gabriel. Wieder einer „der den Hals nicht vollkriegt“. Da half es nicht, dass die Parteispitze das Verhalten scharf kritisiert hat.


Der Einfluss von Medien und sozialen Netzwerken

Neben einem (möglichen oder tatsächlichen) Fehlverhalten Einzelner tragen nicht zuletzt die Medien ein Stück weit zu dieser manchmal verheerenden, destruktiven Öffentlichkeitswirksamkeit bei. Diese stehen in Zeiten des Internets, sozialer Netzwerke und rasanter Übertragungsmöglichkeiten unter immensem Druck.

Letzten Endes gewinnt, wer als Erste:r mit einer Meldung herauskommt. Schon der/die Zweite erzielt deutlich niedrigere Zugriffszahlen und damit Werbeeinnahmen. Aus der wirtschaftlichen Not heraus ist die Anzahl an Klicks und Zugriffen dann oftmals bedeutender als die Qualität und Verlässlichkeit der eigentlichen Berichterstattung. Positive Meldungen über den politischen Betrieb, getroffene Entscheidungen oder die entsprechenden Akteur:innen eignen sich nur bedingt, um die geforderten Ziele zu erreichen und damit die Zukunft des Mediums zu sichern.

Clickbaiting, das Ködern der Rezipient:innen, funktioniert am besten mit einer reißerischen Überschrift mit einem dahinterliegenden Aufreger oder Skandal. Dieses Phänomen ist nicht neu. Die Yellow Press, unsere Boulevardmedien, haben das schon zu Zeiten des klassischen Printmediums erfolgreich praktiziert.

Über die sozialen Netzwerke und Kanäle verbreiten sich diese „Aufreger“ heute nur deutlich schneller. Die veröffentlichten Meldungen können somit innerhalb kürzester Zeit eine enorme Sprengkraft entwickeln, für zusätzlichen Unmut sorgen oder bestehende Ressentiments gegenüber der Politik und bestimmten Bevölkerungsgruppen weiter verstärken.


Fehlendes Wissen fördert Verdrossenheit

Manchmal ist es schlicht Unkenntnis – und das ist explizit nicht als Vorwurf gemeint – warum, man mit „den Politiker:innen“ nicht zufrieden sein kann. Wer hat sie nicht vor Augen, die Bilder aus dem Bundestagsplenum, mit seinen nahezu leeren Sitzreihen? Allem Anschein nach arbeiten die ja nichts. Hauptsache, die Diäten werden regelmäßig erhöht. Die „da oben“ machen sich ja eh nur die Taschen voll – so der in der Konsequenz oft erhobene Vorwurf.

Wer aber weiß denn, wie die Abläufe im Bundestag im Detail funktionieren? Wer, wie ein Gesetzgebungsverfahren abläuft? Oder was die Aufgaben eines/einer Parlamentarier:in sind? Wer hat denn die Zeit, sich überhaupt damit intensiver zu befassen?

Auch das unzureichende Wissen über parlamentarische Abläufe und Gepflogenheiten kann Anlass zur Unzufriedenheit sein, zumindest aber dafür anfällig machen.

Allein dieser kurze Abriss macht eines deutlich: Die Gründe für Politik(er:innen)verdrossenheit sind mitunter vielschichtig: gebrochene Wahlversprechen, persönliche Enttäuschungen, vermeintliche Alternativlosigkeit, fehlende Erfolgsaussichten oder Möglichkeiten der Einflussnahme bei Wahlen, Ohnmacht, unerfüllte Erwartungen, Vergesslichkeit, negative Berichterstattung in den Medien, Fehlverhalten von Politiker:innen, Skandale, unzureichendes Wissen und vermutlich zahlreiche weitere mehr.

Einiges davon ist nachvollziehbar. Vieles ist aus der subjektiven Sicht des/der Einzelnen verständlich – selbst dann, wenn sich Sachverhalte objektiv betrachtet anders darzustellen vermögen. Vielleicht finden wir so manchen Ärger und Verdruss auch bei oder in uns selbst wieder.

Egal, was der Hintergrund für die vorhandene Verdrossenheit sein mag – sie ist gefährlich. Die eigene Unzufriedenheit macht blind und anfällig für die Parolen und den Populismus derer, die unser demokratisches System ins Wanken bringen wollen. Die im Schüren von Ressentiments und Feindbildern über das eigene Unvermögen, Konstruktives zur Lösung herrschender Probleme beizutragen, hinwegtäuschen wollen. Und die damit allzu oft und sogar zunehmend erfolgreich sind.

Vieles davon verfängt deswegen, weil wir oft außer Acht lassen, dass sich die Rahmenbedingungen unter welchen heute „Politik gemacht“ wird, in den vergangenen Jahren und Jahrzehnten grundlegend verändert haben.

Das ist ein Problem für den gesamten „politischen Betrieb“. Es betrifft auf der einen Seite die Parteien als Säulen unserer Demokratie, welche den verfassungsgemäßen Auftrag haben, an der politischen Willensbildung des Volkes mitzuwirken. Auf der anderen Seite aber auch die einzelnen Bürger:innen, die dies ja erst durch ihr Engagement in den verschiedenen Parteien ermöglichen. Und von denen letzten Endes ja alle Macht ausgehen soll.

Aus diesem Grund ist es durchaus lohnend, sich diese Veränderungen bewusst zu machen und einmal in den Fokus zu nehmen.
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„FRÜHER WAR ALLES BESSER“ – ODER:

UNTER WELCHEN RAHMENBEDINGUNGEN

FINDET POLITIK HEUTE STATT?

„Nichts ist so beständig, wie der Wandel“ urteilte der griechische Philosoph Heraklit, der sich mit dem Werden und den Veränderungen seiner Welt befasste. Diese Erkenntnis hat rund zweieinhalbtausend Jahre später nichts an ihrer Richtigkeit verloren. Es existiert kaum ein Lebensbereich, welcher nicht einem permanenten Wandel unterworfen ist. Dabei ist es nahezu unerheblich, ob die stattfindenden Ereignisse aus eigenem Antrieb geschehen, ob sie durch externe Einflüsse bedingt sind, ob diese die laufenden Prozesse beschleunigen, bremsen oder gar in andere Bahnen lenken. Warum sollte ausgerechnet der politische Bereich hier eine Ausnahme bilden?

Betrachtet man, wie beispielsweise Wahlen als grundlegender Bestandteil demokratischer Mitbestimmung ablaufen, wie sich politische Akteur:innen präsentieren bzw. wie die Meinungsbildung in den verschiedenen Parteien funktioniert, dann mag man schnell zu dem Schluss kommen, dass Veränderungen und Wandel auch vor diesen Bereichen nicht Halt gemacht haben. Unsere Demokratie befindet sich inmitten einer Phase des Umbruchs – ein Umstand, welchen insbesondere die großen Volksparteien zu spüren bekommen.

Doch warum ist dies so? Und wohin wird die Reise gehen? Werden die, von manchem als „Dinosaurier“ bezeichneten, alten (Volks-) Parteien das Schicksal der urzeitlichen Giganten teilen oder leben vermeintlich Totgesagte wirklich länger?

Interessanterweise werden diese veränderten Bedingungen in den Parteien selbst scheinbar nur bedingt wahrgenommen bzw. in ihrer ganzen Tragweite erkannt. Allzu oft hält man stattdessen an Bewährtem fest, mit der Begründung, das habe man ja „schon immer so gemacht“. Man verschließt sich Neuerungen oder alternativen Ansätzen, weil man das ja „noch nie gemacht“ hätte. Oder aber, weil das „einfach nicht geht“. Diese zu geringe Beachtung dessen, was sich verändert (hat), betrifft dabei gleichermaßen die Innen- und die Außenperspektive von Parteien. Also sowohl die Mitglieder, Funktionär:innen (wie zum Beispiel die Ortsvereins- oder Parteivorsitzenden) und Berufspolitiker:innen, als auch die Wähler:innen und Bürger:innen, welche das Handeln an oftmals überholten Maßstäben und einer in Teilen unerfüllbaren Erwartungshaltung messen.

Wachsende Komplexität herrschender Probleme

Es mag banal klingen. Aber kaum ein Punkt wird in seiner Tragweite so unterschätzt wie die zunehmende Komplexität der Probleme, denen wir gegenüberstehen.

In unserer globalisierten Welt mit all ihren Vor- und Nachteilen, werden Herausforderungen oftmals grenzenlos, „planetarisch“, wie es Karl Jaspers 1932 bezeichnete. Und gleichzeitig in ihrer Dimension und Vielschichtigkeit immer schwerer erklärbar bzw. weniger verständlich. Dies möchte ich an zwei Beispielen verdeutlichen:

Die Wirtschafts- und Finanzkrise

Als wir uns ab 2007 mit der Wirtschafts- und Finanzkrise auseinandersetzen mussten, war für viele Menschen schlicht nicht vermittelbar, warum global betrachtet Billionen Euro für Rettungsschirme und Sicherheiten vorhanden gewesen sind. Gleichzeitig fehlte das Geld für die Sanierung von Schulen, Straßen, usw. Es war ihnen nicht verständlich erklärbar, was hier weltweit vor sich gegangen ist. Dabei befanden wir uns – auch in Deutschland – nur knapp vor dem wirtschaftlichen Abgrund.

Wie konnte es so weit kommen? Auslöser ist unter anderem ein deutlich überhitzter Immobilienmarkt in den USA gewesen. Banken hatten ihren Schuldner:innen das Geld für Immobilien förmlich hinterhergeworfen. In den Büchern sammelten sich Milliarden an „faulen“ Krediten (sog. „Subprime-Kredite“). Begünstigt durch anhaltend niedrige Zinsen und eine nur unzureichende Bankenaufsicht wurden auf diese Weise Häuserkäufe, aber auch Konsumausgaben, zig Tausender Amerikaner:innen auf Basis von Krediten finanziert. Als 2007 diese Blase wegen steigender Zinsen platzte, waren viele Schuldner:innen nicht mehr in der Lage, ihre Darlehen zu bedienen. Die in der Folge entstandenen Verluste durch Kreditausfälle ließen die Beurteilungen (Ratings) für dadurch belastete Wertpapiere rapide sinken, was wiederum das Vertrauen zwischen den einzelnen Finanzhäusern erschütterte.

Die Pleite der Investmentbank Lehman Brothers schockierte die Finanzwelt dann vollends: Banken misstrauten einander, die gegenseitige Refinanzierung, der Geldfluss kam ins Stocken. Die Kreditvergabe ging in der Folge allgemein zurück. Dies hat im nächsten Schritt auf die reale Wirtschaft durchgeschlagen, weil Investitionen erschwert worden sind. Die Wirtschaft kam aus dem Takt, der Motor fing an, zu stottern, was nicht nur zu einem Anstieg der Arbeitslosenzahlen führte. Der Internationale Währungsfonds bezifferte den weltweiten Rückgang des Bruttoinlandsprodukts am Ende auf circa drei Billionen Euro. Denn die US-amerikanische Krise machte auch vor Europa und anderen Wirtschaftsräumen nicht Halt.

Am Ende führte die Immobilienkrise in den USA, von einer Vertrauens- und Bankenkrise in den Vereinigten Staaten in einer Art Kettenreaktion über eine Wirtschafts- und Finanzkrise hin zu einer Eurokrise. Diese zog eine Mischung aus europäischer Banken-, Staatsschulden- und Wirtschaftskrise nach sich.

Als die damals deutlich auflagenstärkere deutsche BILD-Zeitung am 27. September 2008 titelte „Nächste große US-Bank pleite: Ist meine Sparkasse wirklich noch sicher?“, standen wir kurz vor der Katastrophe.

Hätten zwei Tage später, am Montag, den 29. September, an einem beliebigen Ort in Deutschland, mehrere Bankkund:innen eine Sparkassenfiliale aufgesucht, um dort ihre Ersparnisse in einer Größenordnung abzuheben, die den Barbestand der Filiale überstiegen hätten – und hätte dann in den sozialen Netzwerken die Runde gemacht, dass normale Bürger:innen, wohlgemerkt bei einer Sparkasse (!), ihr Geld nicht mehr ausbezahlt bekommen hätten, dann wäre ein Banken-Run zumindest nicht auszuschließen gewesen. Dieser hätte unseren gesamten wirtschaftlichen Kreislauf zum Kollabieren bringen können. Am Ende wären wir vor Geldautomaten gestanden, die tatsächlich nichts mehr ausgegeben hätten. (Und das wäre noch das kleinste Problem gewesen.) Und das in der größten Volkswirtschaft Europas. Die Konsequenzen wären nicht absehbar gewesen.

So war es nicht verwunderlich, dass Kanzlerin Merkel im Oktober 2008 öffentlich für die Spareinlagen der Menschen in unserem Land gebürgt hat. Diese Karte war der gleichwohl wichtigste und vermutlich letzte große Trumpf, den sie ausspielen konnte. Angesichts der Krise um die Hypo Real Estate war für Angela Merkel der Moment gekommen, genau das zu tun. Vor diesem Hintergrund schien es unumgänglich, die großen Bankhäuser mit aller Kraft zu stützen. Diese waren „too big to fail“ – zu groß zum Scheitern.

Wenn beispielsweise die Deutsche Bank ernsthaft ins Wanken geraten wäre, dann wären die Folgen immens gewesen: Die Bilanzsumme allein dieses Hauses hatte 2008 insgesamt 2,2 Billionen Euro betragen. Sie verfügte über fast 2.000 Niederlassungen, davon 981 in Deutschland – mit nahezu 28.000 Beschäftigten. Gleichzeitig war das Finanzhaus in Milliardenhöhe an mehreren hundert Unternehmen beteiligt. Wenn nur dieser eine Finanzriese „gekippt“ wäre, hätte man den damals jährlich bei RTL ausgestrahlten „Domino Day“ hautnah in der Realität erleben können. Nur wären anstelle schön anzusehender, in tollen Motiven arrangierter, bunter Steine Unternehmen zerbrochen, eines nach dem anderen. Und damit zugleich Arbeitsplätze, Wohlstand und am Ende vermutlich, als größter Verlust, der soziale Frieden in unserem Land.

Eine Bundestagsabgeordnete meinte damals in einem Telefonat zu mir: „Wir fahren auf Sicht. Wir wissen nicht, was passieren wird – selbst unsere Experten nicht. So etwas hatten wir ja noch nie.“

Genau aus diesem Grund wurde ein Rettungspaket nach dem anderen geschnürt. Nicht in der Überzeugung, dass es funktionieren wird, aber aus der Gewissheit heraus, dass der Schaden nicht abschätzbar werden würde, wenn man es unterließe.

Das war jetzt eine zugegebenermaßen geraffte Darstellung der Wirtschafts- und Finanzkrise. Zu jedem einzelnen Teilaspekt gibt es inzwischen meterweise Literatur und Analysen. Eben dies verdeutlicht aber die Vielschichtigkeit und Komplexität des Sachverhaltes.

Die Covid-19-Pandemie

Im Dezember 2019 erreichten uns die ersten Meldungen einer neu aufgetretenen Atemwegserkrankung. Das Geschehen war weit weg. In Wuhan, einer Stadt irgendwo im fernen China, grassierte ein neuer Coronavirus. Es war eine Meldung, die sich in der Wahrnehmung beliebig einreihte zwischen Vogel- und Schweinegrippe, der Bundesliga und dem Wetterbericht. Im Januar des Folgejahres wurde das Geschehen zur Epidemie hochgestuft. Am 30. des Monats rief die Weltgesundheitsorganisation WHO eine „internationale Gesundheitsnotlage“ aus. Am 11. März 2020 wurde die Verbreitung des Covid-19-Erregers zur Pandemie erklärt. Das zweite Mal nach der H1N1Pandemie 2009. Damals wurden mehr als 440.000 Infektionen durch Labore bestätigt, wobei mindestens 5.700 tödlich verliefen. Nun also Covid-19.

Erst mit dem dramatischen Verlauf in Italien haben die meisten Menschen die tatsächliche Brisanz und Gefahr der neuen Infektionskrankheit erkannt. Die Bilder verzweifelter Ärzt:innen und völlig entkräfteter Krankenschwestern und Pfleger:innen gingen um die Welt. Ebenso die Kolonne von Militärfahrzeugen, mit welchen die Särge der Verstorbenen abtransportiert werden mussten, nachdem das örtliche Krematorium an seine Kapazitätsgrenze traf. Mit einem Mal war es nicht mehr weit entfernt, am anderen Ende der Welt, sondern mitten in Europa. In Regionen, welche man aus dem letzten Urlaub kennt.

Seitdem starrten Abermillionen von Menschen in Europa – später den USA und anderen Teilen der Welt – auf den Verlauf von Kurven, verfolgten die, je nach Land, dramatisch steigenden Werte an bestätigten Krankheitsfällen und mit einer gewissen zeitlichen Verzögerung an Todesfällen.
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Gefihrden Verdrossenheit und
(rechter) Populismus unsere Demokratie?

- OLIVER JAUERNIG -





